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Angeregt durch Initiativen von Fachge-
sellschaften, Berufsverbänden und ein-
zelnen Ärzten auf Bundes- und Landes-
ebene hat der Weiterbildungsausschuß
das Problem der Einführung von Wei-
terbildungsnachweisheften in mehreren
Sitzungen beraten.
Inzwischen liegen verschiedene Weiter-
bildungsnachweishefte, von Fachgesell-
schaften oder Berufsverbänden auf der
Grundlage der Muster-Weiterbildungs-
ordnung ausgearbeitet, vor.
Für beide aktiv an der Weiterbildung be-
teiligten Partner, den Arzt/die Ärztin in
Weiterbildung (A/ÄiW) und den Wei-
terbildungsbefugten/die Weiterbildungs-
befugte (WBB), kann es sicher sehr hilf-
reich sein, wenn die in der Weiterbil-
dungsordnung (WBO) geforderten ein-
gehenden Kenntnisse, Erfahrungen und
Fertigkeiten für den entsprechenden
Weiterbildungsgang im Gebiet/im
Schwerpunkt des Gebietes in einem
Heft so aufgelistet sind, daß der Erfül-
lungsstand abgezeichnet werden kann.
Bei Änderung der Weiterbildungsord-
nung macht sich aber eine ständige Ak-
tualisierung notwendig.
Die Pflichten der Weiterbildungsbefug-
ten für den beruflichen Nachwuchs in
ihrer Weiterbildungsstätte sind in den 
§§ 8, 9 und 11 der WBO formuliert.
Selbstverständlich hat sich aber auch
der Arzt/die Ärztin in Weiterbildung ak-
tiv um die Aneignung eingehender

Kenntnisse, Erfahrungen und Fertigkei-
ten zu bemühen. In diesem Sinn wäre es
sicherlich besonders hilfreich, wenn ein
individueller Ablaufplan zu Beginn der
Weiterbildung in diesem Heft aufgezeigt
würde, in dem der Wissenserwerb syste-
matisch und nach Schweregraden der
Tätigkeiten (Untersuchungstechniken,
Operationen und so weiter) dargestellt
wird. Damit wäre sowohl einer Überfor-
derung des Arztes/der Ärztin in Weiter-
bildung vorgebeugt als auch die Erfüll-
barkeit des Weiterbildungsganges durch
den Weiterbildungsbefugten ausgewie-
sen.
Diese dokumentierte Strukturierung der
Weiterbildung reflektiert dann auch die
Übertragungsvoraussetzung zunehmend
schwererer Aufgaben in relativer Eigen-
verantwortung (forensische Bedeutung).
Nachweishefte, zu Beginn der Weiter-
bildung durch die Weiterbilder bezie-
hungsweise Verwaltung der Weiterbil-
dungsstätte an die Ärzte/Ärztinnen in
Weiterbildung ausgegeben, könnten
auch beim Wechsel der Weiterbildungs-
stätte von Nutzen sein.
Nach bestimmten Weiterbildungsab-
schnitten werden, von einigen Fachge-
sellschaften gefordert und an einigen
Weiterbildungsstätten auch praktiziert,
Fachgespräche zur beiderseitigen Über-
prüfung des aktuellen Weiterbildungs-
zieles zwischen Arzt/Ärztin in Weiter-
bildung und dem/der Weiterbildungs-

befugten geführt. Damit können recht-
zeitig Defizite aufgedeckt werden, die
für die weitere Planung der Weiterbil-
dung bedeutsam sein sollten. Die Er-
gebnisse dieser Zwischenprüfungen dür-
fen aber nicht zur Disziplinierung von
Ausbildungsassistenten/-innen zum Bei-
spiel durch Verwaltungen mißbraucht
werden.
Die Erstellung solcher Weiterbildungs-
hefte für alle zur Zeit in der Sächsischen
Weiterbildungsordnung möglichen Wei-
terbildungen in den 57 Fachgebieten
und deren Schwerpunkten ist einerseits
mit einem hohen Aufwand verbunden,
andererseits kann eine obligatorische
Führung dieser Weiterbildungshefte bei
fehlender Rechtsgrundlage nicht gefor-
dert werden.
Die Zulassung zur Prüfung kann durch
die Sächsische Landesärztekammer nur
dann erfolgen, wenn
- die Mindestweiterbildungszeiten bei

Weiterbildungsbefugten abgeleistet
wurden und

- im abschließenden Zeugnis der/die
Weiterbildungsbefugte neben der in-
haltlichen Erfüllung der Anforderun-
gen auch die fachliche Eignung be-
stätigt wird (§§ 11 und 15 WBO).

Das zusätzliche Einreichen dieser
Weiterbildungsnachweishefte zur Bear-
beitung durch die Geschäftsführung der
Ärztekammer im Rahmen der Zulas-
sung zur Prüfung würde dem aktuellen
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Bemühen um Deregulierung des Wei-
terbildungsrechtes auf Bundes- und
Landesebene sowie den Forderungen
des Deutschen Ärztetages widerspre-
chen.
Damit inhaltliche Defizite beim indivi-
duellen Weiterbildungsgang nicht erst
am Ende der Mindestweiterbildungszeit
dem Arzt/der Ärztin in Weiterbildung
und/oder dem/der Weiterbildungsbefug-
ten bewußt werden, hat der Deutsche
Ärztetag 1998 empfohlen, daß den Ärz-
ten/Ärztinnen in Weiterbildung jährlich
detaillierte Weiterbildungszeugnisse
nach § 11 WBO auszustellen sind. In
Sachsen wurde diese Forderung auf Be-
schluß der Kammerversammlung in die
WBO aufgenommen und ist bereits
rechtskräftig.
Im Zusammenhang mit dem Bemühen

um einen hohen Bildungsstand in
Sachsen sei an dieser Stelle nochmals
darauf hingewiesen, daß der Inhalt des
Weiterbildungszeugnisses, welches für
die Zulassung zur Prüfung bedeutsam
ist, für die Anerkennung der angestreb-
ten Arztbezeichnisse gleichermaßen von
Bedeutung ist wie die Facharztprüfung
mit ihrer Dauer von durchschnittlich 30
- 45 Minuten zur Einschätzung des theo-
retischen Kenntnisstandes und prakti-
scher Erfahrungen (bildgebende Verfah-
ren, mikroskopischer Befunde, Diapro-
jektionen, EKG, EEG und andere).
Die kontroverse Diskussion über die
Weiterbildungsnachweishefte ist nicht
abgeschlossen. Auch die Weiterbil-
dungsgremien auf Bundesebene werden
sich mit dieser Problematik befassen.
Der Weiterbildungsausschuß der

Sächsischen Landesärztekammer be-
grüßt diese freiwillige Nachweisfüh-
rung zur Kontrolle für den Weiter-
bildungsbefugten und zur Eigenkon-
trolle des Arztes/der Ärztin in Wei-
terbildung.
Weiterbildungsnachweishefte sind
unseres Erachtens zur Verbesserung
des Weiterbildungsablaufes geeignet,
können aber aus rechtlichen Gründen
nicht generell gefordert werden. Ein
freiwillig geführtes Nachweisheft hat
aber weder einen Einfluß auf die Zulas-
sung zur Prüfung noch auf das Prü-
fungsergebnis.

Prof. Dr. med. Gunter Gruber
Vorsitzender Ausschuß Weiterbildung

Wer ein Jahr alt ist, versucht laufen zu
lernen. So alt ist inzwischen die Inter-
netseite der Landesärztekammer.
Erarbeitet und gepflegt wird sie von ei-
ner kleinen, rein ehrenamtlich arbeite-
tenden Gruppe von sehr engagierten
Ärzten und Mitarbeitern der Geschäfts-
führung.
Eine rationelle und rationale Lösung der
anstehenden Aufgaben ist so möglich.
Die selbstgestellte Aufgabe war und ist,
den sächsischen Ärzten zu jeder Zeit die
aktuellen gesetzlichen Regelungen und
berufspolitischen Informationen, beson-
ders die der Landesebene anzubieten,
um sie auffindbar und gesammelt vorzu-
halten.
Hier hat es sich als besonders sinnvoll
erwiesen, daß Ärzte die Inhalte bestim-
men, so wird der Ballast behördlicher
Selbstdarstellung vermieden. Die Zu-
sammensetzung der Arbeitsgruppe mit
ärztlichen Vertretern der Hochschule,
aus Klinik und Niederlassung, dem ver-
antwortlichen Redakteur des Ärzteblat-
tes und dem Leiter der Akademie für
ärztliche Fortbildung bringen sichtbar
die ihnen wichtigen Inhalte zur Darstel-

www.slaek.de - 1 Jahr im Internet
lung. Neuerdings bahnt sich auch die
notwendige und sehr sinnvolle Mitarbeit
der Kassenärztlichen Vereinigung Sach-
sens an. Es können so berufspolitisch
anstehende Aufgaben, wie eine kompe-
tente Patienteninformation angepackt
werden, um dieses Feld nicht den Kran-
kenkassen, Verbraucherberatungsstel-
len, Selbsthilfegruppen, Apotheken oder
kommerziellen Anbietern allein zu über-
lassen.
Für die Beratungsaufgabe ist die Inter-
net- und Intranetinformationsmöglich-
keit für Patienten und die Berater zwin-
gende Voraussetzung.
Da hier berufsrechtliche und Daten-
schutzfragen eine wesentliche und ganz
neue Rolle spielen, sind umfangreiche
Vorarbeiten und Recherchen von beiden
ärztlichen Körperschaften erforderlich.
So ist es zum Beispiel nötig, die berufli-
chen Daten möglichst aller niedergelas-
senen Kollegen und Krankenhäuser für
die Beratung freizugeben, um verzerren-
den Wettbewerb zu vermeiden. Außer-
dem müssen Möglichkeiten und Gren-
zen der Informationen bedacht werden.
Für bestimmte Fragestellungen von Pa-

tienten u. a. nach besonderen, seltenen
oder umstrittenen Behandlungen müßte
ggf.  ein ärztlicher Beirat gebildet wer-
den, der hier klärend und entscheidend
mitarbeitet.
Neben der Information könnte das Inter-
netangebot bei der Kommunikation zwi-
schen den Ärzten die entscheidende
Rolle spielen, wenn sich die Anbieter
von Software-Systemen für Praxis und
Klinik nicht selbst im Wege stünden und
durch unterschiedliche und nicht kom-
patible Schnittstellen den Datenaus-
tausch erschweren oder unmöglich ma-
chen würden. Hier bahnt sich erfreuli-
cherweise in jüngster Zeit eine Lösung
durch Absprache der Softwarefirmen in
Richtung Standardisierung an.
Erst dann ist die Anwendung der Inter-
net- und besonders des Intranetangebo-
tes für alle Ärzte uneingeschränkt zu
empfehlen - ja für die moderne Informa-
tion, Kommunikation und Organisation
der beruflichen Tätigkeit unbedingt er-
forderlich. Über das gegenwärtige An-
gebot der Sächsischen Landesärzte-
kammer können Sie sich anhand der
Abbildung informieren.


